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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 /833
16. 06. 09

Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2009

Umsetzung von Ergebnissen der „Föderalismuskommission II”:

Vorunterrichtung der Bremischen Bürgerschaft über den „Staatsvertrag zur Errich-
tung des IT-Planungsrates und über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Ein-
satz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund und Ländern – Ver-
trag zur Ausführung von Artikel 91 c GG –”

Der Senat unterrichtet die Bürgerschaft (Landtag) hiermit über den Entwurf des Staats-
vertrags über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zu-
sammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von
Bund und Ländern – Vertrag zur Ausführung von Artikel 91 c GG mit der Bitte um
dringliche Behandlung noch in der nächsten Sitzung.

Kernpunkte des Staatsvertrages sind:

— Einrichtung, Aufgaben und Beschlussfassung des Planungsrates für die IT-Zu-
sammenarbeit der öffentlichen Verwaltung zwischen Bund und Ländern (IT-
Planungsrat);

— Festlegung von gemeinsamen IT-Standards;

— Informationsaustausch zwischen Bund und Ländern im IT-Bereich.

Mit diesem Staatsvertrag zwischen Bund und Ländern werden die von der Föderalis-
muskommission vorgeschlagenen grundgesetzlichen Regelungen für den IT-Bereich
umgesetzt. Damit sollen die Voraussetzungen für ein neues System der Bund-Länder-
IT-Koordinierung und Zusammenarbeit geschaffen werden, das auf einem gemein-
samen Grundverständnis der technischen und organisatorischen Ausgestaltung der
Bund-Länder-Zusammenarbeit bei dem Verbindungsnetz und der IT-Steuerung so-
wie der IT-Standardisierung beruht. Die Gründung dieses zentralen Steuerungsgre-
miums zielt darauf ab, die Handlungsfähigkeit des Gesamtstaates zu stärken, eine auf
Dauer sichere elektronische Kommunikation zwischen Bund, Ländern, Kommunen zu
gewährleisten, eine bessere Erreichbarkeit der Verwaltung für Bürger/Wirtschaft zu
erreichen und damit auch die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu stärken.

Der Senat hat am 16. Juni 2009 den Präsidenten des Senats ermächtigt, den unter al-
len Ländern und dem Bund am 4. Juni 2009 zur Kenntnis genommenen Staatsvertrag
zu unterzeichnen (siehe Anlage 3).

Nach Unterzeichnung des Staatsvertrages durch alle Länder und den Bund wird der
Bürgerschaft (Landtag) über den Senat die Gesetzesvorlage für das Zustimmungs-
gesetz zum Staatsvertrag (Landtag) vorgelegt.

Anlagen

Anlage 1: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes, in BT-Drs. 16/12410
vom 24. März 2009, Artikel 91 c, Seite 3.

Anlage 2: Entwurf eines Begleitgesetzes zur zweiten Föderalismusreform, in BT-Drs.
16/12400, Artikel 4 „Gesetz über die Verbindung der informationstech-
nischen Netze des Bundes und der Länder (IT-NetzG) – Gesetz zur Ausfüh-
rung von Artikel 91 c Abs. 4 GG –, Seite 8 f.
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Anlage 3: Staatsvertrag über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grund-
lagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den
Verwaltungen von Bund und Ländern – Vertrag zur Ausführung von Arti-
kel 91 c GG.

Anlage 4: Protokollauszug der Konferenz der Regierungschefs der Länder am 4. Juni
2009 „Umsetzung der Ergebnisse der Föderalismuskommission im Bereich
öffentliche IT-Verfahren zum Abschluss des Bund-Länder-Staatsvertrages”
(Vorläufiges Ergebnisprotokoll).
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  ANLAGE 4 

 
Konferenz der Regierungschefs der Länder  

am 4. Juni 2009 in Berlin 
 

 
 
 

Vorläufiges Ergebnisprotokoll 
 
 
 
TOP 1.9 Umsetzung der Ergebnisse der Föderalismuskommission im Bereich 

öffentliche IT – Verfahren zum Abschluss des Bund-Länder-
Staatsvertrages 

 
 
Die Regierungschefs der Länder empfehlen folgenden gemeinsamen Beschluss: 

 
Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs der Länder nehmen den Entwurf für den 

„Staatsvertrag über die Errichtung des IT-Planungsrates und über die Grundlagen der 

Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund 

und Ländern - Vertrag zur Ausführung von Art. 91 c GG“ zur Kenntnis. Der Staatsvertrag 

soll nach den notwendigen Vorunterrichtungen der Länderparlamente schnellstmöglich 

unterzeichnet werden. Ziel ist ein Inkrafttreten des Staatsvertrages zum 1. April 2010. 
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